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VON HANNES MATT

«Volksblatt»: Frau Monauni, wie 
kam das Wahlprogramm der FBP 
zustande und wer hat alles daran 
mitgewirkt?
Sabine Monauni: Unser Ziel war es, 
ein Programm zu erstellen, hinter 
dem unsere Kandidatinnen und 
Kandidaten für Landtag und Regie-
rung voll und ganz stehen können. 
Gemeinsam haben wir daher in 
mehreren Workshops diskutiert, wie 
wir unser Land in den nächsten vier 
Jahren weiterentwickeln können. 
Dabei kam uns zugute, dass unsere 
Kandidatinnen und Kandidaten ein 
breites berufliches Spektrum abde-
cken und damit Erfahrung und 
Know-how einfliessen lassen konn-
ten. Es war ein spannender Prozess, 
in dem um die besten Ideen gerun-
gen wurde und auch unterschiedli-
che Meinungen ihren Platz fanden. 
Das Ergebnis ist ein Programm, das 
auf eine grosse Zustimmung in der 
Parteibasis stösst. Nun hoffe ich, 
dass wir damit auch die Bevölke-
rung überzeugen können.

Als Leitmotiv des Wahlprogramms 
wurde «Bewährtes erhalten. Zu-
kunft gestalten.» gewählt. Aus 
gutem Grund?
Wir haben das Privileg, in einem 
Land zu leben, das Wohlstand, Si-
cherheit und persönliche Entfal-
tungsmöglichkeiten garantiert. An-
spruch der Politik muss es sein, die-
se Errungenschaften zu bewahren 
und auch zukünftigen Generatio-
nen ein lebenswertes Liechtenstein 
zu hinterlassen. Die FBP setzt daher 
weiterhin auf einen sorgsamen Um-
gang mit den Staatsfinanzen und 
die Eigenverant-
wortung des Ein-
zelnen, wo dies 
möglich ist. Als 
Politikerin will 
ich aber vor al-
lem auch gestal-
ten und neue Im-
pulse setzen. 
Denn wie heisst 
es so schön: Wer nichts verändern 
will, wird auch das verlieren, was 
er bewahren möchte. Genauso 
wichtig ist es, den Mut aufzubrin-
gen, sich von dem zu verabschie-
den, was sich nicht bewährt hat.

Anstatt eines umfassenden Katalogs 
haben Sie und das Kandidatenteam 
den Fokus auf vier Schwerpunkte 
gesetzt. Warum habt ihr euch für 
ein weniger umfangreiches Papier 
als früher entschieden?
Es war von Anfang an klar, dass wir 
uns auf das Wesentliche konzentrie-
ren und uns nicht – wie es so oft bei 
Wahlprogrammen der Fall ist – in ei-
nem riesigen Themenkatalog ohne 

konkreten Inhalt verlieren. Uns geht 
es vor allem darum, dass wir die Be-
völkerung mit unseren Kernthemen 
abholen können. Das sind: Starke 
Familien, attraktiver Wirtschafts-
standort, intakter Lebensraum und 
stabiler Staat. Hier wollen wir die 
nächsten vier Jahre Akzente setzen.

Gehen wir doch gleich auf den ers-
ten Punkt näher ein: Potenzial sieht 
die FBP unter anderem bei der Be-
treuung der Kinder durch die Eltern 
im ersten Lebensjahr. Darf man sich 

auf einen länge-
ren Elternurlaub 
freuen, wenn Sie 
Regierungsche-
fin werden?
Die Familie ist 
das Fundament 
unserer Gesell-
schaft. Unter Fa-
milie verstehen 

wir verheiratete Paare mit Kindern 
genauso wie etwa Patchwork-Fami-
lien, nicht eheliche oder homosexu-
elle Partnerschaften. Wir wollen 
Familien darin unterstützen, ihr 
Leben selbst und frei zu gestalten, 
ohne dass ein bestimmtes Familien-
modell bevorzugt wird. In erster Li-
nie wird sich die FBP dafür einset-
zen, dass unsere Kinder die besten 
Bildungschancen haben und die 
Vereinbarkeit von Familie, Pf lege 
und Beruf ermöglicht wird. 
Gemäss einer Umfrage wünscht 
sich ein Grossteil der berufstätigen 
Eltern in Liechtenstein mehr El-
ternzeit, wenn die Kinder klein 
sind. Aus eigener Erfahrung weiss 
ich, dass dies eine sehr anspruchs-
volle Lebensphase ist, vor allem für 
berufstätige Mütter. Es gibt heute 
schon einen gesetzlichen Anspruch 
auf Elternurlaub von vier Monaten 
für beide Elternteile. Allerdings ist 
dieser unbezahlt, weshalb er von 
vielen nicht beansprucht wird. Eine 
neue EWR-Richtlinie schreibt nun 
vor, dass der Elternurlaub bezahlt 
sein muss, ohne die Höhe und Mo-
dalitäten der Bezahlung festzule-
gen. In der nächsten Legislatur 
möchte ich mich daher für eine Fi-
nanzierung einsetzen, mit welcher 
der Elternurlaub auch tatsächlich 
eine Option für berufstätige Eltern 
wird. Es ist klar, dass wir hier auch 
die Wirtschaft mit ins Boot nehmen 
müssen. 

Auch auf die finanzielle Absiche-
rung im Alter legt das FBP-Kandida-
tenteam grossen Wert. Eine Pflege-
versicherung, wie von Erbprinz Alo-
is vorgeschlagen, wird jedoch abge-
lehnt. Warum?
Die Grundidee des gegenwärtigen 
Modells liegt darin, dass Leistungen, 
die von der Liechtensteinischen Al-
ters- und Krankenhilfe (LAK) oder 
der Familienhilfe bzw. Lebenshilfe 
Balzers erbracht werden, vom Staat 
subventioniert und dadurch ver-
günstigt angeboten werden können. 
Somit kann sich grundsätzlich jeder 
und jede in Liechtenstein eine Be-
treuung durch diese Institutionen 
leisten. Eine neue Pf legeversiche-
rung wirft viele Fragen auf. Zum ei-
nen müsste diese wohl ähnlich wie 
die AHV über Arbeitnehmer- und Ar-
beitgeberbeiträge finanziert werden. 
Einer damit zusammenhängenden 
Erhöhung der Lohnnebenkosten ste-
hen wir kritisch gegenüber. Zum an-
deren würde aufgrund der hohen 
Anzahl von Grenzgängern ein Gross-
teil der Versicherungsleistungen ins 
Ausland exportiert werden müssen. 
Das sehen wir als nicht zielführend 
an, zumal es auch einen grossen Ver-
waltungsaufwand generiert. Besser 
also das heutige bewährte System 
weiter optimieren, anstelle völlig 
neue Sozialwerke oder Pflichtversi-
cherungen aufbauen.

Ein zentraler Pfeiler in der Gesund-
heitsversorgung soll indes das Lan-

desspital sein. Auch will die FBP 
dort wieder Geburten ermöglichen. 
Wurde dies aus Kostengründen 
nicht bereits verworfen?
Im Bericht und Antrag zum Neubau 
des Landesspitals wurde festgehal-
ten, dass eine Geburtenstation mit 
zwei Entbindungsräumen und ent-
sprechender Ausstattung in der Pla-
nung berücksichtigt werden soll. Die 
Kostenfreigabe für die Einrichtung 
der entsprechenden Räumlichkeiten 
wurde hingegen noch nicht gespro-
chen, da der Grundsatzentscheid 
noch aussteht. Tatsache ist, dass in 
Liechtenstein ein grosses Bedürfnis 
besteht, wieder im eigenen Land ge-
bären zu können. Die FBP setzt sich 
daher dafür ein, dass im Landesspi-
tal zukünftig wieder Geburten mög-
lich sein werden.

Im Wahlprogramm ist auch von der 
Einführung von «Gemeindekran-
kenschwestern» die Rede. Könnten 
Sie uns dies kurz erläutern?
Ich bin der Überzeugung, dass eine 
basisnahe Gesundheitsversorgung 
und ein bezahlbares Gesundheitssys-
tem durchaus vereinbar sind. Viele 
Dienstleistungen im Gesundheitsbe-
reich können von geschultem medizi-
nischem Personal erbracht werden, 
ohne dass ein Arzt jedes Mal konsul-
tiert werden muss. Genau hier setzt  
die Idee eines Modells mit «Gemein-
dekrankenschwestern» an. Eine sol-
che Institution könnte einen grossen 
Teil des Bedarfs im Gesundheitsbe-
reich in den Gemeinden abdecken.

Als zweites Kernthema wird der 
Wirtschaftsstandort genannt. Die 
FBP ist seit jeher für eine wirt-
schaftsfreundliche Politik bekannt. 
Daran ändert sich nichts, oder?
Nein, daran ändert sich nichts. Die 
FBP steht weiterhin zu ihrer wirt-
schaftsliberalen Gesinnung. Der 
Wohlstand unseres Landes basiert zu 
einem Grossteil auf dem Erfolg unse-
res Wirtschafts- 
und Finanzplat-
zes. Wir müssen 
daher dafür Sorge 
tragen, dass wir 
unseren Unterneh-
men weiterhin at-
traktive Rahmenbedingungen bieten 
können. Entsprechend gilt es, die 
Spielräume bei EWR-Umsetzungen 
noch besser zu nutzen und Bürokra-
tie so weit wie möglich abzubauen. 
Die Stärke von Liechtenstein liegt in 
den kurzen administrativen Wegen 
und in pragmatischen Lösungen. Das 
müssen wir auf jeden Fall beibehal-
ten. Gleichzeitig wollen wir den Zu-
gang zu den internationalen Märkten 
sicherstellen und dafür sorgen, dass 

unsere Unternehmen mit gleich lan-
gen Spiessen am grenzüberschreiten-
den Wettbewerb teilnehmen können. 

Weiter wird Wert auf optimale Ver-
kehrsanbindungen gelegt. Unter an-
derem soll der ÖV für Kinder und 
Jugendliche kostenlos werden. War-
um nicht gleich für alle?
Gute Verkehrsanbindungen sind ei-
ne Grundvoraussetzung für einen 
erfolgreichen Wirtschaftsstandort. 
Wir wissen aber auch, dass der mo-
torisierte Individualverkehr viele 
Probleme schafft, wie etwa eine ho-
he Schadstoffbelastung sowie der 
Bedarf nach immer mehr Parkplät-
zen. Die FBP will Lebensraum schaf-
fen und nicht Verkehrsraum. Daher 
führt kein Weg daran vorbei, den öf-
fentlichen Verkehr für die gesamte 
Bevölkerung attraktiver zu machen. 
Damit können wir nicht nur zur Ver-
besserung des Klimas beitragen, 
sondern auch die Schulwege siche-
rer machen. Die FBP setzt daher auf 
den Ausbau des Busangebots sowie 
die Förderung von nachhaltigen Ver-
kehrskonzepten wie Carsharing. Mit 
einem Gratis-Busabo für Kinder und 
Jugendliche verfolgen wir das Ziel, 
die steigende Tendenz zum Elternta-
xi einzudämmen und gleichzeitig 
Familien finanziell zu entlasten.

Ebenfalls will die FBP die Fahrrad-
netze in Liechtenstein noch weiter 
optimieren. Kommt dies im Mobili-
tätskonzept 2030 zu kurz?
Die Inhalte des Mobilitätskonzepts 
2030 dürfen wir nicht aus den Au-
gen verlieren. Auch wenn ein 
Schwerpunkt auf der S-Bahn lag, 
welche die Bevölkerung im August 
klar abgelehnt hat, gilt es, die restli-
chen Punkte des Mobilitätskonzepts 
weiter umzusetzen. Dies umso 
mehr, als der Landtag klare Aufträge 
erteilte, welche die Regierung um-
setzen muss. Der Schwerpunkt der 
Verkehrszukunft unseres Landes 

liegt somit mittel-
fristig nicht mehr 
auf der Schiene, 
sondern auf alter-
nativen Verkehrs-
trägern. Die FBP 
sieht vor allem 

beim Ausbau des Busangebots gros-
ses Potenzial. Im Langsamverkehr 
wollen wir das Fahrradwegnetz in 
den nächsten Jahren ausbauen und 
optimieren. Dazu gehören für mich 
auch eine attraktive Vernetzung 
zwischen Rad und öffentlichem Ver-
kehr, überdachte Abstellplätze oder 
Fahrradboxen.

Als dritten Schwerpunkt widmet 
sich das FBP-Wahlprogramm dem 
«intakten Lebensraum» – mit einer 
aktiven Klimapolitik des Staates, je-
doch ohne Verbote. Können die heh-
ren Ziele ohne Zwang überhaupt er-
reicht werden?
Ich bin der festen Überzeugung, 
dass wir mit einer aktiven Klimapo-
litik, bei der die Bevölkerung von 
Anfang an eingebunden ist und der 
Staat als Vorreiter vorangeht, vieles 
erreichen können. Die Wirtschaft 
hat längst erkannt, dass die Zukunft 
in klimafreundlichen und nachhalti-
gen Geschäftsmodellen liegt. Anstel-
le von Verboten und neuen Gesetzen 
sollte die Politik die richtigen Anrei-
ze setzen, damit der Übergang zur 
klimafreundlichen Wirtschaft be-
schleunigt werden kann. Ich befür-
worte die Anwendung des Verursa-
cherprinzips. Wer Schaden an der 
Umwelt verursacht, soll auch dafür 
aufkommen.

FBP-Regierungschefkandidatin Sabine Monauni. (Fotos: ZVG)

Sabine Monauni: «Das Wahlprogramm der 
FBP konzentriert sich auf das Wesentliche»
Interview Anstatt eines opulenten Themenkatalogs hat sich die FBP in ihrem Wahlprogramm heuer auf vier Schwerpunkte festgelegt: Starke Familien, 
attraktiver Wirtschaftsstandort, intakter Lebensraum und stabiler Staat. Regierungschefkandidatin Sabine Monauni gibt über die Hintergründe Auskunft.

WAHLPROGRAMM

Das vollständige Wahlprogramm des 
FBP-Kandidatenteams ist online 
unter www.fbp.li zu finden.

In mehreren Workshops hat das FBP-Kandidatenteam das Programm erarbeitet.

«Wir wollen Familien 
darin unterstützen, ihr 
Leben selbst und frei 

zu gestalten, ohne dass 
ein bestimmtes Familien-
modell bevorzugt wird.» «Die FBP will 

Lebensraum schaff en und 
nicht Verkehrsraum.»
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